












Zulässig sind 
 

1. Geschäfts-, Büro und Verwaltungsgebäude, 
2. Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, Betriebe des 

Beherbergungsgewerbes und Vergnügungsstätten 
3. sonstige nicht wesentlich störende Gewerbebetriebe 
4. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke 
5. Tankstellen im Zusammenhang mit Parkhäusern und Großgaragen 
6. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, 
7. sonstige Wohnungen nach Maßgabe von Festsetzungen des Bebauungsplans“ 

 
Dieser Sachverhalt ist mit Frau Langer (Bauleitplanung) und Herrn Farwick (Untere 
Immissionsschutzbehörde) vom Landratsamt vor besprochen. Die Immissionsschutzwerte 
von Kerngebieten entsprechen denen von Mischgebieten. 
 
Die Abstandsflächenregelung für Kerngebiete ist in dem Entwurf dargestellt, da für die 
nördliche Abstandsfläche des Gebäudes auf FlNr. 112 und 113,Gmkg. Ebersberg eine 
Abstandsflächenübernahme bis ca. 3,5 m vorzusehen ist für den Fall, dass die Nordfassade 
mit dem geplanten neuen Grenzverlauf zusammenfällt. Alternativen wären entweder die 
Verkürzung des Gebäudes um 3,5 m, was nach der bereits erfolgten Verkürzung durch den 
größeren Abstand von der Heinrich-Vogl-Straße zu einer nicht beabsichtigten Verkleinerung 
des Gebäudes führen würde, oder die Verkürzung um ca. 1,0 m, um die Fassaden-
instandhaltungsarbeiten auf eigenem Grund durchführen zu können. In diesem Fall beträgt 
die Abstandsflächenübernahme nur ca. 2,5 m und weitere Beeinträchtigungen des nörd-
lichen Nachbargrundstückes durch die Zulassung eben dieser Arbeiten würden entfallen. 
Folgende Vorgehensweise wird vorgeschlagen: 
 

1. Aufhebung des Einleitungsbeschlusses vom 27. 06. 2006 
 
Der Einleitungsbeschluss vom 27. 06. 2006, bekannt gemacht am 14. 08. 2006, wird 
aufgehoben und mit nachfolgendem Beschluss neu gefasst. 
Begründung: 
Das Aufstellungsverfahren soll gemäß § 13a BauGB (Gesetz zur Innenentwicklung der 
Städte vom 21. 12. 2006, BGBl. 2006, S. 3316), in Kraft seit 01. 01. 2007, durchgeführt 
werden. 
 
2. Neufassung des Einleitungsbeschlusses am 16. 10. 2007 
 

Für folgende Flurstücke wird ein qualifizierter Bebauungsplan im Sinne von § 30 Abs. 1 
BauGB aufgestellt: 
Fl. Nr. 111, 112 und 113, Gemarkung Ebersberg 
 
Es ist beabsichtigt, ein Kerngebiet (K) gemäß § 7 BauNVO festzusetzen. 
 
Die Auftragsvergabe ist bereits erfolgt an Architekten Hans Baumann & Freunde,  
Falkenberg 24, 85665 Moosach. 
 
Die Aufstellung erfolgt nach § 13 a BauGB i. d. F. des Gesetzes zur Innenentwicklung der 
Städte vom 21. 12. 2006 (BGBl. 2006, S. 3316), welches am 01. 01. 2007 in Kraft getreten 
ist. 
 
Die Voraussetzungen für das beschleunigte Verfahren sind wie folgt gegeben: 
- Die zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 Baunutzungsverordnung beträgt    
  weniger als 20 000 m²; 






